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1. Eingabe anonym vom 02.08.2023 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr.1: 
 
Im Baumbilanzplan / Grünkonzept werden in der Tat 32 Bäume mit einem roten Kreuz versehen. Dabei handelt es sich um 
alle – im Worst Case – wegfallenden Bäume. Von diesen 32 Bäumen fallen jedoch 5 Bäume nicht unter die Baumschutzsat-
zung (u.a. Obstbaum < 1,50 m Stammumfang sowie Nadelbäume <1 m Stammumfang).  
Es handelt sich bei der Baumbilanzierung um eine „worst case“ Betrachtung, bei der in Ermangelung einer konkreten Pla-
nung auf der Bebauungsplanebene konservativ davon ausgegangen werden muss, dass es innerhalb der Baugrenzen zu 
einer für den Baumschutz ungünstigsten Bebauung kommen kann. Im Rahmen der Konzeptvergaben wird darauf hingewie-
sen, dass möglichst viele Bäume erhalten bleiben sollen. 
 
Bei der besagten Fläche handelt es sich um rückwärtiges Gartenland mit vereinzelt und in Gruppen stehenden Bäumen, 
das derzeit nicht versiegelt ist. Die Entscheidung unversiegelte Fläche für eine Wohnnutzung zu mobilisieren, begründet 
sich aus dem nach wie vor bestehenden dringenden Bedarf von Wohnraum, der in zentraler Lage abgedeckt werden kann.   
 
Es handelt sich um erschlossenes Gelände auch wenn noch an zwei Stellen Verkehrsflächen für die Zuwegung benötigt 
werden. Darüber hinaus ermöglicht die integrierte Lage ein Wohnen bei dem eine Vielzahl von alltäglichen Erledigungen zu 
Fuß, mit dem Rad oder mit dem ÖPNV – also klimaschonend - getätigt werden können. Würde ein Standort im äußeren 
Siedlungsrand liegen wären diese Vorteile nicht gegeben.  
 
Dennoch werden Freiflächen durch die Bebauung erstmals versiegelt. Hierdurch wird die Versickerung von Regenwasser 
reduziert und die Neubauten werden Wärme abstrahlen. Um hier einen Ausgleich zu bekommen, werden hohe Anforderung 
an die Dachbegrünungen und der Begrünung der Fassade gefordert. Zusätzlich soll durch die maximale Überbaubarkeit der 
Gebäude (GRZ von 0,36 entspricht 36%) inklusive der zusätzlichen Wege und Nebenanlagen der Versiegelungsgrad von 
55 % erreicht werden.  
Der grüne Bereich der Parkanlage und der Gärten (Außenbereichsinsel) beträgt insgesamt ca. 26.000 m². Die maximale 
Versiegelung, die durch die Bebauung ausgelöst wird, beträgt ca. 6.000 m² (8.200 m² Wohnfläche x 0,55 % Versiegelungs-
grad plus Verkehrsfläche 1.800 m² abzüglich von Grünflächen innerhalb der Verkehrsfläche von 400 m²). Durch diese Ver-
siegelung können ca. 50 Wohneinheiten mit ca. 100 Personen und eine Kita angesiedelt werden.  
 
Wegen der bekannten Beschaffenheit des Untergrundes kann das Schwammstadtprinzip hier eher nicht erfolgsverspre-
chend umgesetzt werden: Es besteht im Bebauungsplangebiet mindestens in der Hälfte der Flächen ein Versickerungsaus-
schluss aufgrund ungünstiger Bodenschichten. Es müsste bei einer Gestaltung von Grünflächen nach dem Schwammstadt-
prinzip damit gerechnet werden, dass sich wegen der wasserundurchlässigen Tonschicht Staunässe bildet, die negative 
Einflüsse auf die vorhandene Bausubstanz (z. B. Feuchtigkeitsschäden) haben kann. Da fast das gesamte anfallende Nie-
derschlagswasser dem Gewässer Wurm und nicht einer Großkläranlage zugeführt wird, wurde einem wichtigen ökologi-
schen Ziel des Wasserhaushaltsgesetzes, unbelastetes Oberflächenwasser ortsnah in den natürlichen Wasserkreislauf 
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(Gewässer, Grundwasser) zurückzuzuführen, entsprochen. Die Planung der Entwässerung trägt den Anforderung an den 
Hochwasserschutz und dem Überflutungsschutz Rechnung; die zusätzliche Befestigung führt nicht zu einem erhöhten Ab-
fluss von Niederschlagswasser in die Wurm, da das Niederschlagswasser in einer unterirdischen Rückhaltung in der süd-
westlichen Verkehrsfläche zwischengespeichert und erst nach Abebben des Regenereignisses gedrosselt in die Wurm 
abgelassen wird. Das Vorhaben führt somit nicht zu einer höheren Überflutungsgefährdung. 
 
Der Wohnraumversorgung in den innerstädtischen Lagen und - speziell an diesem Standort - der Errichtung einer dringend 
benötigten Kindertagesstätte ist gegenüber dem Verbleib der unversiegelten Fläche den Vorrang zu geben, zumal der Ein-
griff durch zahlreiche Maßnahmen gemildert wird.  
 
 
- Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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2. Eingabe, Friedensstraße und Am Burgberg vom 03.08.2023 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr.2: 
 
Zum Punkt 1 Anwendung 13a/13b, Bauleitplanung, Regionalplanung: 
2017 wurde das Verfahren nach der Programmberatung und der anschließenden frühzeitigen Beteiligung als ein Bebau-
ungsplan im Innenbereich durch die öffentliche Bekanntmachung förmlich eingeleitet. Eine Betrachtung der Abgrenzung von 
Außenbereich- und Innenbereichsfläche erfolgte zu diesem Zeitpunkt nicht. 
 
Zur Offenlage wurde die Außenbereichsabgrenzung untersucht. Die rückwärtigen Gartenbereiche – also das Neubaugebiet 
- sind als Teil der Außenbereichsinsel eingestuft worden. Der Bereich ist daher gemäß § 35 BauGB zu bewerten. Aus die-
sem Grund wurde der Teilbereich des Neubaugebietes dem Verfahren gemäß § 13b BauGB zugeordnet. Der Teilbereich 
des Bestandes verblieb weiterhin im Verfahren gemäß § 13a BauGB. Die Offenlage erfolgte im Juli 2023. 
 
Am 18. Juli 2023 erging das Urteil vom Bundesverwaltungsgericht BVerwG in dem festgestellt wird, dass der § 13b BauGB 
mit EU-Recht nicht vereinbar ist. Damit kann das Verfahren gemäß 13b BauGB nicht mehr fortgeführt werden. 
 
Das BVerwGs-Urteil löste aufgrund seiner Tragweite intensive Beschäftigungen mit den beschleunigten Verfahren in den 
kommunalen Verbänden, inklusive der Fortbildungseinrichtungen und den Bundesländern aus. Durch die Diskussionen in 
Expertenkreisen wurde die Absicht und die Grundsätze des Gesetzgebers verdeutlicht und auch entsprechende Gerichtsur-
teile erbrachten Erkenntnisse, die zu einer Neubewertung der Haarener Situation mit folgendem Ergebnis führen: 
 

- Es ist unstrittig, dass es sich bei dem Bereich der rückwärtigen Gärten um einen Außenbereich im Innenbereich 
(Außenbereichsinsel) handelt und Bauvorhaben dort gemäß § 35 BauGB zu beurteilen sind. 
 

- Es ist unstrittig, dass es sich bei dem Bereich der Bestandsbebauung an der Alt-Haarener Straße, der Germanus-
straße und der Laachgasse um einen Innenbereich handelt und Bauvorhaben dort gemäß § 34 BauGB zu beurtei-
len sind. 

 

- Die Innenentwicklung ist nicht identisch mit Innenbereich. Bei einem „Innenbereich und Außenbereich“ handelt es 
sich um bauplanungsrechtliche Begriffe. Bei einer „Innenentwicklung“ handelt es sich um einen städtebaulichen 
Terminus.  
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- Der Zulässigkeitsbereich einer „Innenentwicklung“ gemäß § 13a BauGB ist nach tatsächlichen Verhältnissen der 
siedlungsstrukturellen Gegebenheit zu bewerten. Kriterien sind u.a. die Größe der Außenbereichsinsel, der Ein-
druck der Zugehörigkeit zum Siedlungsbereich und der funktionale Zusammenhang der Bestandsbebauung. Das 
Plangebiet für den Neubau ist folgendermaßen zu bewerten:  
 

Die Außenbereichsinsel in Haaren umfasst die große Parkanlage zwischen Wurm, Laachgasse und Friedensstra-
ße mit einer Fläche von ca. 18.000 m² und die rückwärtigen Gärten der Bestandsbebauung Friedensstraße inklusi-
ve weiterer Gartenparzellen mit einer Größe von ca. 8.000 m², die gleichzeitig die baulichen Ergänzungen des Be-
bauungsplanes einnehmen sollen. Die Parkanlage grenzt den gewerblichen Bereich von den Wohnbereichen ab. 
Allerdings ist der Zugang zur Parkanlage von der Friedensstraße schmal und fügt sich in die dort vorherrschende 
kleinteilige Parzellenstruktur ein. Erst nach der Tiefe der Grundstücke der Bestandsbebauung öffnet sich der öf-
fentliche Freiraum. Die Wohnbebauung an der Laachgasse markiert eine gedachte Linie zu den rückwärtigen 
Grundstücksgrenzen der Bebauung an der Friedensstraße / Hergelsbendenstraße. Hierdurch wird eine Zweiteilung 
der Außenbereichsinsel ersichtlich: 1. Der freie Raum der Parkanlage, der zwischen den Siedlungsbereichen liegt 
und 2. die „umbauten“ Freiflächen, die Teil des Siedlungsbereiches sind.  
Die unmittelbare Nähe zu der Bestandsbebauung, auch die Einfriedung dieser Gartengrundstücke und die mit der 
Bebauung durchgängigen Parzellengrundstücke unterstreichen die Zugehörigkeit zum bebauten Siedlungsbereich.  

 

 
 
Unter Beachtung der siedlungsstrukturellen Gegebenheiten kann der Bereich der Neubaufläche dem Siedlungsbereich 
zugeordnet werden, so dass das Verfahren nach § 13a BauGB begründet ist.  
 

Prinzipiell ist nochmals zu betonen, dass die Anwendung des § 13a BauGB nicht nur bei Wiedernutzung von Brachflächen 
und bei Nachverdichtungen, sondern auch für andere Maßnahmen der Innenentwicklung zulässig ist. Dies kann z.B. auch 
eine Mobilstation oder eine bauliche Arrondierung beinhalten, weil dadurch die Ortsmitte gestärkt wird. 
 

Die Anmerkung – es sei falsch, dass sich die Bauleitplanung an die Regionalplanung anzupassen hat weil diese keine flä-
chenscharfe Darstellung macht, ist nicht verständlich. Es ist unstrittig, dass eine Anpassungspflicht der Bauleiplanung an 
den Regionalplan besteht. Es ist auch unstrittig, dass sowohl dieser als auch der Flächennutzungsplan keine flächenschar-
fen Darstellungen macht. 
 
Klimafolgenanpassungskonzept der Stadt Aachen: 
Die besondere Belastung Haarens (innerstädtisches Belastungsgebiet bzw. Schutzbereich Stadtklima gemäß FNP 
Aachen*2030) erfordert besondere Maßnahmen aus dem Klimafolgenanpassungskonzept. Die Empfehlungen des FNP 
AACHEN*2030 sehen für Wohnbauflächen einen maximalen Versiegelungsgrad von 50% und für gemischte Bauflächen 
max. 60% vor. Darüber hinaus ist durch intensive Begrünung von Straßen und Plätzen sowie klimaangepasste Bebauung 
(z.B. Verwendung von Materialien geringer Wärmespeicherfähigkeit, helle Fassaden, lockere Bebauung) den Auswirkungen 
des Klimawandels entgegenzuwirken. Dem wird insofern Rechnung getragen, da die GRZ I auf 0,36 und die GRZ II auf 0,54 
festgesetzt wird, die Wohnbebauung auf lediglich drei Cluster ermöglicht wird und bei Flachdächern eine Dachbegrünung 
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und an den Fassaden eine Begrünung gefordert wird. Der empfohlene maximale Versiegelungsgrad von 50% wird damit im 
WA 2 ggf. um bis zu 4% überschritten. Im gesamten Plangebiet liegt der Gesamtversiegelungsgrad mit ca. 55% zwischen 
den Empfehlungen des FNP von 50% (Wohnbau-flächen, westliches Plangebiet) sowie 60% (Gemischte Bauflächen, östli-
ches und nördliches Plangebiet). 
Der Grünanteil wird zudem nicht erhöht, sondern durch die Bebauung verringert. Auch die privaten Schrebergärten an der 
Zufahrt von der Laachgasse werden zugunsten der erforderlichen Zufahrt entfallen. Im Bereich der Verkehrsfläche werden 
große Grünbereiche integriert um einerseits dem Wurzelbereich der Bäume der angrenzenden Kita zu sichern und um in 
Richtung Parkanlage den Parkplatz mit einem Grünsaum abzugrenzen. Dennoch werden durch die Bebauung Grünbereiche 
entfallen. Damit sind die beiden Belange – Klimaschutz/Klimaanpassung und Innenentwicklung - gegeneinander abzuwä-
gen. Die Belange sind einerseits auf die konkrete Situation in Haaren und andererseits auf den gesamtstädtischen Raum zu 
betrachten. In Haaren wird die Bebauung zu keiner Verbesserung beitragen und der Eingriff kann nicht ausgeglichen, son-
dern nur abgemildert werden. Allerdings sprechen – unter Klimaschutzgesichtspunkten - für die Bebauung, dass an den 
Siedlungsrändern entsprechend weniger Flächen für Wohnungsbau entwickelt werden müssen, die zudem einen höheren 
Erschließungsaufwand und eine Mobilität mit eigenem PKW inklusive höherer CO2 Ausstöße auslösen würde.  
 
Versiegelungsgrad: 
Ein Versiegelungsgrad kann nicht festgesetzt werden und ist auch nicht identisch mit der Grundflächenzahl GRZ, die die 
maximale Überbauung vorgibt. Es kann von den Festsetzungen der GRZ die notwendigen Versiegelungen für die Wohnnut-
zung abgeleitet werden. So ist bei der festgesetzten GRZ I von 0,36 eine maximale Überbauung durch Gebäude von 36 % 
gegeben. Durch Nebenanlagen, Stellplätze und Wege ergibt sich eine maximale GRZ II von 0,54 (GRZ I x 1,5). Der Auf-
wand der Erschließung soll in einem angemessenen Verhältnis zum Ertrag durch Wohnungsbaufläche stehen. Gegenüber 
einem Versiegelungsgrad von 50 % zu 54 % würden lediglich 264 m² Fläche weniger versiegelt, aber dadurch würde auch 
eine Wohnbaufläche von ca. 600 m² weniger ermögliche werden. Eine GRZ von 0,36 ist daher städtebaulich vertretbar.  
 
Dach- und Fassadenbegrünung: 
Die Festsetzungen zu einer Dachbegrünung sind in der Tat nur bei Flachdachgebäuden anzuwenden. Im Falle von geneig-
ten Dächern kann es sein, dass dort keine Dachbegrünung ausgeführt werden kann. Auch die Fassadenbegrünung wird 
lediglich an der, der Hitze am meisten ausgesetzten Seiten gefordert. Die Bedenken können dennoch ausgeräumt werden, 
da die Grundstücke über Konzeptvergabe vergeben werden. Die Bewerber*innen können nur über konkurrierende Bebau-
ungskonzepte den Zuschlag bekommen. Das Auswahlgremium wird hier ganzheitlich nicht nur die Gebäude, sondern auch 
die Art der Ausführung für den Klimaschutz und Klimaanpassung betrachten. Das Prinzip der Konzeptvergabe baut darauf 
auf, dass durch konkrete Bauvorschläge der Bewerber*innen innovativere Konzepte entstehen, als durch ein strenges Re-
gelwerk. Die Festsetzungen sollen lediglich Mindestanforderungen aufstellen, die jedoch Spielräume für individuelle Lösun-
gen eröffnen sollen.  
 
Es können Tiefgaragen zwar außerhalb der überbaubaren Fläche errichtet werden. Da jedoch die überbaubaren Flächen 
flächendeckend umfangreich sind ergibt sich durch diese Festsetzung keine Einschränkung. Durch die GRZ II von 0,54 wird 
jedoch die Unterbauung begrenzt.  
 
Einsatz erneuerbarer Energien: 
Flachdächer sind geeignet für Solaranlagen und für Begrünung sowie auch für Retentionsflächen. Damit kommt den Flach-
dächern eine besondere Bedeutung für den Klimaschutz als auch für die Klimaanpassung zu. Die Mindestfläche für Begrü-
nung wird auf 60 % und die Mindestfläche für Solaranlagen auf 50% gesetzt. Eine Kombination von Beiden ist möglich, so 
dass die Werte überschritten werden können. Bei dem Regelwerk geht es nicht um die optimale Nutzung von energetischen 
und anderen Maßnahmen, sondern um die Sicherung von Mindestwerten, die bereits über dem Standard liegen. Im Rah-
men der Vergabe wird sich herausstellen, ob über konkurrierende Angebote diese Werte auch aus wirtschaftlicher Sicht 
überschritten werden können. Die Bewertung der Nutzbarkeit der Wurm für die Wärmeversorgung wurde durch die Stawag 
vorgenommen. 
 
Entwässerung / Tiefgaragen: 
Es ist eine Rückhaltung erforderlich; sie ist lediglich nicht im Entwurf des Bebauungsplanes dargestellt, weil diese als Be-
standteil der öffentlichen Abwasseranlage in der öffentlichen Verkehrsflächen unterirdisch untergebracht wird und daher 
keiner separaten Fläche bedarf. Insoweit entfallen speziell hierfür Geh-, Fahr- und Leitungsrechte und somit auch eine Dar-
stellung im B-Plan-Entwurf. 
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Das Plangebiet liegt ca. 100 m von der Wurm entfernt. Gemäß Hochwassergefahrenkarte liegt das Plangebiet außerhalb 
von Überschwemmungen. Aus der Hochwassersituation ergibt sich nach Berechnungen des Wasserverbandes Eifel-Rur 
(WVER) keine Notwendigkeit einer Rückhaltung. Allerdings gibt es eine Abflussbegrenzung aus Gründen der Gewässerver-
träglichkeit / Gewässerökologie, dem so genannten Nachweis nach „BWK M 3 / BWK M 7“. Danach wird eine Begrenzung 
des Abflusses auf 2,3 l/s /ha bezogen ausschließlich auf die befestigte Fläche gefordert. Damit wird gleichzeitig sicherge-
stellt, dass der Abfluss aus dem Plangebiet in die Wurm nicht größer ist, als der heute vorhandene, natürliche Abfluss aus 
dem unbefestigten Gebiet, so dass es durch die Bebauung nicht zu einer Verschärfung der Abflusssituation kommt. In die 
Mischwasserkanalisation in der Laachgasse / Benno-Levy-Weg wird nur das häusliche Abwasser, das erfahrungsgemäß 
nur 3 bis 5 % der Menge des anfallenden Regenwasserabflusses ausmacht, eingeleitet, so dass die Abflusssituation in der 
Kanalisation durch die Bebauung nicht messbar verschärft wird.   
Gemäß Starkregenhinweiskarte des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie (BKG), herausgegeben vom Land NRW, 
bestehen im Starkregenfall – mithin bei einem 100-jährlichen Regenereignis (ein Ereignis mit einer Intensität, das nach 
statistischen Grundsätzen einmal in 100 Jahren vorkommt) Überflutungsgefahren, weil sich punktuell Wasseran-
sammlungen bis zu mehreren Dezimetern Höhe in Tiefpunkten und Geländemulden ergeben können, die Sachschäden und 
ggf. eine Gefährdung von Personen zur Folge haben können. Daher ist es beabsichtigt, an den identifizierten Stellen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der Erschließung geeignete Maßnahmen zu treffen, so dass diese Gefahrenstellen 
entschärft, geplante Gebäude geschützt werden und die Gefahr einer Überflutung im Starkregenfall deutlich reduziert wird. 
Außerdem sollen als weitere präventive Maßnahmen Geländemodellierungen vorgenommen werden, so dass nahe der 
Bebauung oder an Verkehrswegen keine oder nur geringe Tiefpunkte/Geländemulden mit potentiellen Wasseran-
sammlungen entstehen, und dadurch Gefährdungspotential minimiert wird.  
 
Ein quelliger Wasseraustritt im Umfeld der alten Eiche ist der Unteren Wasserbehörde nicht bekannt. 
 
Verkehr: 
Im Rahmen der verkehrsgutachterlichen Stellungnahme vom 07.06.2022 sind für eine Bewertung der Verkehrsbelastung 
alle relevanten Daten bearbeitet worden. Anhand von Angaben über die Größenordnung der Neubauentwicklung können 
belastbare Prognosen erstellt werden. Die verkehrsgutachterliche Stellungnahme ist für Bauvorhaben dieser Art und Grö-
ßenordnung das gängige Instrument zur Einschätzung der verkehrlichen Auswirkungen. Daher reicht diese Einschätzung 
der Verwaltung aus.  
Bei der Betrachtung der verkehrlichen Auswirkungen konzentrieren sich die Berechnungen auf die maßgebende morgendli-
che und die nachmittägliche Spitzenstunde. In diesen Stunden treten die insgesamt gesehen höchsten Verkehrsbelastun-
gen auf und es wird überprüft, ob die Infrastruktur während dieser Zeiten den Verkehr abwickeln kann. Wenn die Abwick-
lung des Verkehrs in diesen Spitzenstunden funktioniert, dann ist die Infrastruktur erst recht auch in den übrigen weniger 
stark verkehrlich belasteten Zeiten leistungsfähig genug. Die Annahme von 20 % des Abholverkehrs in der verkehrlichen 
nachmittäglichen Spitzenstunde stellt eine realistische Betrachtung für diese Spitzenstunde dar und bedeutet nicht, dass der 
restliche Abholverkehr nicht stattfindet, sondern nur, dass er außerhalb der verkehrlichen Spitzenstunde stattfindet. 
Durch die (Teil-)Sperrung der A544 wird in der Ortslage Haaren voraussichtlich bis mindestens 2026 keine aussagekräftige 
Verkehrszählung mehr durchgeführt werden können. Nach der Corona-Pandemie haben aktualisierte Zählungen in Aachen 
eher eine Abnahme des Kfz-Verkehrs aufgezeigt. Daher ist eine Zählung aus dem Jahr 2016 als Ausgangslage eher eine 
worst-case-Betrachtung und daher als Grundlage nutzbar.  
Im Verkehrsgutachten wurde nur der zusätzlich durch die neuen Nutzungen (Wohnen in den "Stadthäusern", neue öffentli-
che Parkplätze sowie Hol- und Bringverkehre der Kita) entstehende Verkehr prognostiziert, aber nicht die Gesamtbelastung 
(für die der Ausgangszustand notwendig wäre). Die Ausgangszustände in der Laachgasse und oberen Germanusstraße 
wurden nicht extra durch eine Verkehrszählung beziffert. Die Ausgangsbelastung der Laachgasse liegt aber deutlich unter 
der Verkehrsbelastung der unteren Germanusstraße und ist verkehrlich unproblematisch. Dort und in der oberen Germanu-
sstraße sind im heutigen Bestand keine verkehrlichen Probleme vorhanden und die prognostizierte Verkehrszunahme ist so 
gering, dass sich dieser Umstand nicht ändern wird. Die Infrastruktur beider Straßen kann aus verkehrlicher Sicht die Belas-
tung problemlos aufnehmen. 
Eine Linksabbiegespur in der Knotenzufahrt Auf der Hüls ist bei der untersuchten Prognosebelastung nicht zwingend erfor-
derlich. Ein eigener Aufstellbereich für Linksabbiegende in der Straße Auf der Hüls würde zur Verbesserung der Verkehrs-
qualität beitragen. Dafür wären bauliche Eingriffe notwendig. Diese sind derzeit aber nicht erforderlich. 
 
Qualität der Durchwegung, Sicherheit und Optik: 
Das städtebauliche Konzept sieht für den rückwärtigen Bereich der Bebauung an der Friedensstraße nicht nur eine fußläufi-
ge Durchwegung, sondern auch eine Mobilstation vor. Aufgrund der Durchwegung ist der Standort für eine Mobilstation 
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besonders geeignet. Von drei Seiten sind die Mobilitätseinrichtungen von Leihfahrzeugen, Lastenrädern, e-Ladestationen 
ect. schnell erreichbar. Ziel ist es in der Ortsmitte Haarens alternative Mobilitätsangebote zur Verfügung zu stellen, wodurch 
PKWs, PKW-Fahrten und in Folge davon C0 2 Ausstöße reduziert werden können. Je intensiver diese Angebote genutzt 
werden, je mehr private PKW können eingespart werden und je mehr Platz entsteht für FußgängerInnen und Aufenthalts-
qualitäten. Die Überfahrung des Kirchplatzes ist für die Anfahrung der Mobilstation notwendig. Das ist aber weniger belas-
tend als wenn die Mobilitätsangebote auf dem Kirchplatz eingerichtet werden würde. Die rückwärtigen Bereiche sind besser 
geeignet den Fuhrpark aufzunehmen, zumal die Erreichbarkeit sehr gut ist. Der Kirchplatz stellt einen repräsentativen Raum 
in der Ortsmitte dar und die Attraktivität würde durch den Fuhrpark leiden.  
 
Boden: 
Im Rahmen des vereinfachten Verfahrens wurden die Bodensituation beschrieben und die Auswirkungen einer Bebauung 
betrachtet. Die in der Eingabe vorgetragenen Arten der vorhandenen Böden und ihre Wirkungsweise für das Klima bestäti-
gen die Darstellungen in der Begründung. Aufgrund der Lößböden wird eine geringe Versiegelung gefordert. Durch die 
Festsetzung der GRZ auf 0,36 für Gebäude und zusätzlich mit Nebenanlage auf 0,54(entspricht in etwa einem maximalen 
Versiegelungsgrad von 54%) wird dem Rechnung getragen. 
 
Artenschutzgutachten: 
Als Ergebnis von Begehungen und Erkundungen des Plangebietes durch die untere Naturschutzbehörde in 2016 und 2022 
sind nach deren Einschätzung artenschutzrechtliche Konflikte bei einer Umsetzung des Bebauungsplans nicht zu erwarten. 
Aufgrund seiner eher geringen Größe und isolierten Lage innerhalb zu Wohnzwecken und gewerblicher Nutzung eng be-
bauten umliegenden Areale sowie seiner strukturarmen, urban geprägten Grünflächen, besitzt das Plangebiet keine Bedeu-
tung als Lebensraum für planungsrelevante Arten, sodass auf die Vergabe eines externen Artenschutzgutachtens aus Sicht 
der unteren Naturschutzbehörde verzichtet werden konnte. 
Weitergehende Hinweise zum Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Vögeln und Fledermäusen im Falle der 
Fällung von Bäumen und des Abrisses von Gebäuden sind in der Begründung aufgeführt und müssen im Baugenehmi-
gungsverfahren umgesetzt werden. 
 
Gehölzverluste: 
Die Pflanzliste des Grünkonzepts zum Bebauungsplan sieht keine Säulenbäume vor. Bei den Baumarten Prunus sargentii 
und Quercus palustris handelt es sich um Bäume die vor dem Hintergrund des anthrobogenen Klimawandels an den Stand-
ort angepasst sind. Der Biodiversitätsverlust stellt kein Argument gegen eine Anpflanzung dieser Baumarten dar.  
 
Durch die Baumschutzsatzung ist sichergestellt, dass bei einer Fällgenehmigung eine Ersatzpflanzung gefordert wird. Ein 
landschaftsrechtlicher Ausgleich erfolgt nicht, da ein Umweltbericht im beschleunigten Verfahren nicht gefordert wird.  
 
Im Rahmen der Öffnung des rückwärtigen Bereiches der Neubebauung an der Friedensstraße wurden verwildertes Gelände 
gerodet. Aufgrund der Unübersichtlichkeit der Situation war die Grundstücksgrenze nicht ersichtlich. Bei der Vermessung 
des gesamten Plangebietes ließ der Eigentümer der Fläche eine Vermessung seines Geländes nicht zu, so dass keine 
Kennzeichnung vor Ort gegeben war. Bei der Rodung wurde nicht nur Gestrüpp und Sträucher entfernt, sondern auch eine 
Vielzahl von Müll, der auch von Ratten belebt war. Durch die Öffnung wurde ein neuer Stadtraum für die Haarener geschaf-
fen, der vor allem von Jugendlichen gut angenommen wird.  
 
Durch die Checkliste sollen die vielfältigen Aspekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung bezogen auf die (1) Fläche 
des Plangebiete, (2) mögliche Bewertung des städtebaulichen Entwurfs und den (3) Sicherungsinstrumenten des Bebau-
ungsplanes betrachtet werden. Es handelt sich um ein Hilfsmittel, um die Komplexität der Klimaeinflüsse zu erfassen.  Die 
Inhalte und die Anwendung sind aus den Arbeitsprozessen entstanden und sollen fortlaufend aktualisiert werden. Damit 
kann dieses Instrument nicht mit einer Eingriffs- Ausgleichs-Regelung gemäß den Vorschriften des Bundesbaugesetztes 
verglichen werden. 
 
Der Hinweis, dass die Maßnahmen und Festsetzungen des geplanten Freiraums positiv bewertet werden, obwohl es sich 
um eine Verschlechterung der vorhandenen Klimafunktionen der unbebauten Fläche handelt, wird aufgenommen. Allerdings 
nicht bei der Bewertung des städtebaulichen Entwurfes (2) und den Sicherungsinstrumenten des Bebauungsplanes (3), 
sondern bei der Bewertung der Fläche des Plangebietes (1). In der Tat wurde die „bauliche Inanspruchnahme von Freiflä-
chen mit Klimafunktion“ nicht bewertet, wodurch der Eingriff deutlich hervorgeht. Nichtdestotrotz wird die Maßnahme der 
Innenentwicklung auf unversiegelter Fläche mit den positiven Effekten der Einsparung von Außenbereichsflächen und der 
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Bedarfsdeckung von Wohnraum und Infrastruktur den höheren Stellenwert gegenüber dem Schutz der Klimafunktionen der 
unbebauten Fläche gegeben. Die Begründungsmaßnahmen können den Eingriff nicht ausreichend kompensieren und nur 
den Eingriff mildern.  
Es wird vorgeschlagen die Klimaschutzliste im 1. Teil zu überarbeiten und in den abschließenden Bewertungen den Eingriff 
stärker hervorzuheben.  
 
Erschließung: 
Im Rechtsplan sind die öffentlichen Verkehrsflächen deutlich sichtbar und in der Begründung wird hinreichend auf die not-
wendig werdenden Verkehrsflächen für die Erreichbarkeit der beiden südlichen Cluster hingewiesen. Bei dem Südlichen 
Cluster ergibt das Bauvolumen von 1.300 m² ca. 10 Stellplätze. Die Störung des Fußweges ist damit äußerst gering.  
Im Einfahrtsbereich der Parkanlage soll das Angebot von Parkplätzen und Fahrradabstellanlagen auch der Nutzung der 
Parkanlage dienen. Der Parkplatz wird intensiv eingegrünt.  
 
Ortsbild und Ausblick: 
Die Sicht auf die Alte Schule und die Kirche wird vom Park aus erhalten bleiben. Der First der alten Schule liegt bei 166,87 
NN. Das Kirchenschiff nochmals um mehrere Meter höher als die Schule. Die Gebäudehöhe des südlichen Clusters ist auf 
151,00 – 155,00 festgesetzt und liegt damit über 10 m unter der Schule. Zusätzlich werden die großen Bäume entlang des 
alten Friedhofs, die weit über 10 m hoch sind und bei 155,00 NN liegen, die Sicht auf die Neubebauung versperren. 
 
Der First von den Bestandsgebäuden Friedensstraße 12 bis 14 liegt bei 166.45 NN. Die maximale Gebäudehöhe im nördli-
chen Cluster ist mit 159,00 – 163,00 NN festgesetzt und liegt damit ca. 2,5 m unterhalb der Bestandsbebauung. Die Neube-
bauung fügt sich in den Hang an den Baublock ein. Dennoch kann die Neubebauung für die unteren Geschoss des Bestan-
des den Weitblick versperren. Die Abstandsregelungen der Bauordnung sichern jedoch die gesunden Wohn- und Arbeits-
verhälntnisse.  
 
Soziale Unausgewogenheit: 
Es wurden die betroffenen Umweltbelange geprüft mit dem Ergebnis, dass bei Durchführung der geforderten Maßnahmen 
(geringer Versiegelungsgrad, Sicherung von wichtigen Bestandsbäume und von Grünflächen im Bereich der Bestandsbäu-
me, Ersatzbäume für wegfallende Bäume, Dach- und Fassadenbegrünung, Hinweise zum Schallschutz) die Neubebauung 
verträglich ist.  
Bei der Vergabe von städtischen Grundstücken gibt es einen Grundsatzbeschluss gemäß dem 40 % öffentlich geförderter 
Wohnraum erstellt werden muss. Das ist hier ebenso der Fall.  
 
Konzeptvergabe: 
Der Bebauungsplan verzichtet weitgehend auf gestalterische Festsetzungen. Der Bebauungsplan regelt auch nur das Pla-
nungsrecht und nicht die konkrete Umsetzung des Bauvorhabens. Es handelt sich auch nicht um einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan, sondern um einen Angebotsplan. Die Ebene der Umsetzung der Bauvorhaben werden im Baugenehmi-
gungsverfahren bearbeitet. Der Vorwurf, dass eine Konfliktbewältigung nicht erfolgt ist, trifft nicht zu.  
Die Entwässerung ist gesichert. Das Schmutzwasser wird für den nördlichen Bereich des Gebietes sowohl über die Kanali-
sation in der oberen Germanusstraße, der südliche Abschnitt auch über die Laachgasse entsorgt. Die Regenentwässerung 
wird zur Wurm geführt. Hierfür wurde im B-Plan ein entsprechendes Leitungsrecht festgesetzt. Innerhalb der festgesetzten 
Verkehrsfläche an der Laachgasse ist ausreichend Platz für eine Rückhaltung. Diese wird, wie bereits oben ausgeführt, 
nicht aus Gründen des Hochwasserschutzes, sondern aus Gründen der Gewässerverträglichkeit bzw. der Gewässerökolo-
gie, erforderlich. Im Baugenehmigungsverfahren wird der Grundwasserschutz und die Müllentsorgung gesichert. Die Anfor-
derungen der Dachbegrünung ist festgesetzt. Bislang ist die Verwendung von recyceltem Baumaterial im Bauordnungsrecht 
nicht gefordert. 
 
Fazit:  
Es wird vorgeschlagen, Planungsrecht nur für den Bau einer Kindertagesstätte im nördlichen Cluster zu sichern und keine 
weitere Bebauung zuzulassen, weil diese u.a. aufgrund der bestehenden Wärmeinseln nicht verträglich sei.   
 
Die Wohnbebauung ist ein wichtiger Bestandteil der Stärkung der Haarener Ortsmitte. Durch die Vitalisierung der zentralen 
Orte wird einer Zersiedelung des Siedlungsrands entgegengesteuert. Hierdurch kann nicht nur wertvoller Außenraum, son-
dern auch ein Wohnen mit CO2 neutraler Mobilität erreicht werden. Die Neubebauung ist auf unversiegelter Fläche ein 
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Eingriff, der jedoch mit all den geforderten Maßnahmen verträglicher wird. Der Innenentwicklung wird gegenüber dem Ein-
griff hier vorrangig eingestuft.  
 
- Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. Die Hinweise zur Klimacheckliste werden aufgegriffen und diese 
wird überarbeitet. 
 
3. Eingabe, Aachener Baumschutzbund, Hanbrucherstraße vom 04.08.2023 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr.1: 
 
Planungsverfahren:  
Innenbereichsentwicklungen sind sehr komplexe Planverfahren. Ein Neubau hat sich in eine vorhandene Struktur einzufü-
gen und es braucht sehr individuelle Lösungen. Bei der Anwendung des § 13a und 13b BauGB bestanden in der Tat Un-
klarheiten. Aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes BVerwG vom Juni 2023 wurde der zeitlich begrenzt an-
wendbare § 13b BauGB als nichtig erklärt. Damit wurde den Kommunen bei abgeschlossenen und in laufenden Verfahren 
die gesetzliche Grundlage genommen. Der Bebauungsplan Nr. 1009 – Haaren Ortsmitte / Stadthäuser - kann daher nicht 
mehr gemäß § 13b fortgeführt werden. Die Wahl des Verfahrens wurde im Vorfeld der Offenlage thematisiert. Anhand der 
Bestimmung des Außenbereichs und Innenbereichs wurde die entsprechende Abgrenzung der Planverfahren vorgenom-
men: im Innenbereich gemäß § 13a BauGB und im Außenbereich gemäß § 13b BauGB.  
Im Rahmen der Prüfung mit welchem Verfahren der Bebauungsplan fortgeführt werden kann, wurde die Rechtsgrundlage 
des § 13a BauGB untersucht und neben Kommentaren auch entsprechende Rechtsprechungen ausgewertet. Ergebnis ist, 
dass der § 13a BauGB für den Rechtsplanentwurf zur Offenlage falsch interpretiert wurde. Der „Bebauungsplan der Innen-
entwicklung“ kann nicht nur für den Innenbereich, sondern auch auf Außenbereichsinseln angewendet werden. Das Plan-
verfahren kann daher gemäß § 13a BauGB umgestellt werden (siehe auch Stellungnahme zu 2.). Mit den 20.000 m² hat der 
Gesetzgeber ein Höchstmaß angegeben. Damit ist aber nicht die Grundstücksgröße, sondern die Grundfläche, die gemäß § 
19 (2) BauNVO von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Da das gesamte Plangebiet 20.480 m² beträgt, braucht die 
Grundfläche nicht extra berechnet werden, weil diese bei weitem unter den 20.000 m² liegen wird. 
§ 13a (1) Satz 1 BauGB stellt folgendes fest: „Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nach-
verdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.“ Daraus 
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geht hervor, dass nicht die Versiegelung das Kriterium der Anwendbarkeit ist, sondern „Maßnahmen der Innenentwicklung“ 
gemeint sind. Bei den „Stadthäusern“ handelt es sich um eine klassische Maßnahme der Arrondierung einer Ortsmitte.  
 
Gemäß § 1 (3) BauGB haben „die Gemeinden … die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist; die Aufstellung kann insbesondere bei der Ausweisung von Flächen für den Woh-
nungsbau in Betracht kommen.“  
Gemäß § 1 (5) fordert der Gesetzgeber: „Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung die die sozia-
len, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berück-
sichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpas-
sung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Ort- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnah-
men der Innenentwicklung erfolgen.“ 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind die verschiedenen auch gegensätzlichen Belange untereinander abzuwägen und eine 
Bewertung vorzunehmen. Bei den „Stadthäusern“ werden Maßnahmen der Innenentwicklung und des Wohnungsbaus den 
Belangen der Umwelt, des Klimaschutzes und der Klimaanpassung gegenübergestellt. Die Vorteile der städtebaulichen 
Entwicklung an dieser zentralen Stelle und der Wohnungsbedarf begründen den Vorrang vor einer Nichtbebauung.  
 
Grün, Klima, Biotope: 
Die neu festgesetzte öffentliche Verkehrsfläche beinhaltet Grünflächen wodurch sich die Parkfläche geringfügig vergrößert. 
Hierbei wird im Bereich des Zugangs zur Parkanlage ein kräftiger Baumsaum vorgesehen. Der Grünanteil insgesamt ver-
kleinert sich durch die notwendigen Erschließungsflächen, die auf dem verpachteten Grabeland liegen wird. Die drei Päch-
tern des Gartenlandes und die Mieter*innen des Gebäudes der Bezirksvertretung konnten sich durch die Öffentlichkeitsbe-
teiligungen bereits seit 2017 über die Inanspruchnahme der Flächen informieren. Ein Bauleitplanverfahren ist ein offenes 
Verfahren, so dass erst mit Satzungsbeschluss die erforderliche Gewissheit für Grundstücksangelegenheiten gegeben sind.  
Für die Nutzer*innen der Grünflächen ist das ein Verlust. Die Bauleitplanung hat die Aufgabe die privaten und öffentlichen 
Belange gegeneinander und untereinander abzuwägen. Die öffentlichen Belange der städtebaulichen Entwicklung werden 
aufgrund der Bedeutung für die Ortsmitte und für den Wohnraumversorgung als wichtiger eingestuft. 
 
Für Haaren wurde ein integriertes Handlungskonzept aufgelegt um mit den Mitteln der Stadtbauförderung des Landes NRW 
städtebauliche Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensräume in dem Stadtteil Haaren umsetzen zu können. Handlungs-
felder sind der Freiraum, Umwelt und Klima sowie Städtebau und Stadtgestalt. Die freiraumplanerischen Aufgaben umfas-
sen nicht nur die Revitalisierung von Grünräumen sondern auch die Aktivierung von Freiraumen für die Bevölkerung. Hier-
bei wird darauf geachtet, dass der Umweltschutz mit den Bedürfnissen der Naherholung einhergeht und nicht im Wider-
spruch sein muss. Darüber hinaus können aktive dezentrale Naherholungsbereiche dazu beitragen, Freizeitverkehre zu 
vermeiden. Eine weitere Herausforderung für die Ortsmitte Haarens ist es bei der täglichen Belastung des Durchgangsver-
kehrs und der parkenden Autos für die Bewohner*innen ein Mittelpunkt zu sein, der eine Qualität bietet um sich dort gerne 
und auch lange aufhalten zu können. Dies kann nur gelingen, wenn Freiräume für Fußgänger*innen geschaffen werden und 
wenn die Erdgeschosszonen eine Interaktion mit dem öffentlichen Raum ermöglicht. Eine lebendige Ortsmitte braucht Men-
schen, die den Raum auch nutzen. Eine Bewohnerschaft in unmittelbarer Nähe des Zentrums ermöglicht die fußläufige 
Nutzung der Ortsmitte.  
Die Maßnahmen des integrierten Handlungskonzeptes und der übergeordneten Verkehrsplanung, wie z.B. die Sperrung der 
A 544 können nicht Bestandteil des hier aufgelegten Bauleitplanverfahrens sein, nicht nur weil viele Maßnahmen außerhalb 
des Plangebietes liegen. Sowohl das Handlungskonzept als auch die Bauleitpläne haben sich aus der Regionalplanung und 
der Flächennutzungsplanung zu entwickeln, wodurch die Einhaltung der übergeordneten Ziele sichergestellt ist. Maßnah-
men außerhalb des Plangebietes werden insoweit betrachtet, wenn diese in einer direkten Wechselwirkung mit den Maß-
nahmen des Bebauungsplanes stehen. So wird in die Verkehrsbetrachtung auch ein bauliches Nachverdichtungspotential 
des südlich der Kirche liegende Baublocks der ehemaligen Brauerei mit eingerechnet.  
Auch die Berücksichtigung von insektenfreundlichen Wegebeleuchtung in LED kann im Bebauungsplan nicht festgesetzt 
werden. Die Beleuchtung der Parkanlage berücksichtigt dies. Für die Neueinrichtung öffentlicher Beleuchtung ist die Ver-
wendung insektenfreundlicher Leuchtmittel verpflichtend vorgegeben. 
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Die Checkliste dient der Überprüfung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsbelangen im Rahmen von städtebaulichen 
Entwürfen und Bebauungsplanen und wird fortlaufend aktualisiert.  
Die Irritation bei der positiven Bewertung der Grün- und Freiraumkonzepten kommt davon, dass die Eingabeträgerinnen den 
Eingriff der Bebauung und das Wegfallen von Grünflächen betrachten und in der Klimacheckliste das verbleiben von Grün-
flächen hervorhebt. Es wird vorgeschlagen die Klimaschutzliste zu überarbeiten und in den abschließenden Bewertungen 
den Eingriff stärker hervorzuheben.  
  
Die Eingaben wurden zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligungen 2017 vorgetragen. Die Stellungnahmen wurden aktuell 
zur Offenlage im Jahr 2023 verfasst und die entsprechende aktuelle Planung wurde zugrunde gelegt. 
Das Maß der Nutzung wird nur insofern durch die Bewerber*innen bestimmt, sowie sie die im B-Plan festgesetzten Ober-
grenzen einhalten.  
 
Der Lärm wurde in einem Schallgutachten betrachtet. Weitere relevante Emissionen und Immissionen sind bei einer Wohn-
bebauung nicht zu erwarten. Bei relevanten lufthygienischen Immissionen durch Tiefgaragen oder Heizungsanlagen ist im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens die Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte nachzuweisen.  
Das Plangebiet stellt aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde kein essentielles Jagd- und Nahrungshabitat für Fleder-
mäuse darstellen. Der Lebensraum von Tieren bleibt im Bereich des Parks am alten Friedhof weiterhin erhalten. Auch im 
Plangebiet werden trotz neuer Versiegelung Strukturen erhalten, die sich als Lebensraum bzw. Jagd-/Nahrungshabitat ei-
genen werden.   
Bei den im Grünkonzept mit einem „X“ versehenen Bäumen handelt es sich um alle – im Worst Case – wegfallenden Bäu-
me. Von diesen 32 Bäumen fallen jedoch 5 Bäume nicht unter die Baumschutzsatzung (u.a. Obstbaum < 1,50 m Stammum-
fang sowie Nadelbäume <1 m Stammumfang). Es handelt sich bei der Baumbilanzierung um eine „worst case“ Betrachtung, 
bei der in Ermangelung einer konkreten Planung konservativ davon ausgegangen werden muss, dass es innerhalb der 
Baugrenzen zu einer für den Baumschutz ungünstigsten Bebauung kommen kann. Im Rahmen der Konzeptvergaben ist 
darauf hinzuwirken, dass möglichst viele Bäume erhalten bleiben. Die festgesetzte Fassadenbegrünung und die Dachbe-
grünung (Extensiv und Intensiv) sind nicht primär als Ersatz für wegfallende Bäume zu betrachten, sondern als Maßnahme 
der Klimawandelanpassung innerhalb des mehrfachbelasteten Bereichs. Diese Begrünungsfestsetzungen, die über die 
Anforderungen der Grün- und Gestaltungssatzung hinaus gehen, wären hier auch ohne einen Wegfall von Bäumen sachge-
recht. Die wegfallenden Bäume sind nach Möglichkeit im Plangebiet durch Ersatzpflanzungen zu kompensieren; wenn dies 
nicht möglich ist („worst case“), sind Ersatzstandorte in der Umgebung des Plangebietes zu suchen. In der Pflanzliste sind 
großkronige Baumarten der ersten und zweiten Ordnung enthalten.  
 
 
Wohnen: Es trifft zu, dass das städtische Bauland im Plangebiet nur in Erbpacht vergeben wird und bei der Vergabe min-
destens eine Quote von 40 % für öffentlich geförderten Wohnungsbau gefordert wird. Die Bewerber*innen können auch 
mehr öffentlich geförderten Wohnungsbau umsetzen, was nicht so unrealistisch ist, da die Förderbedingungen gegenüber 
den Finanzierungen des frei finanzierten Wohnungsbaus sehr attraktiv sind. Die Förderbedingungen werden durch das Land 
NRW kontinuierlich angepasst, die Kommune hat darauf keinen Einfluss. 
Das Prinzip der Konzeptvergabe begünstigt auch kleinere Wohnbaugesellschaften und Baugemeinschaften, die sich keinem 
finanziellen Konkurrenzkampf aussetzen können. Damit können sich die Bewerber*innen auf die Inhalte der Baukonzepte 
konzentrieren, wodurch erfahrungsgemäß nachhaltigere und nutzerorientierte Bauformen entstehen. Bei der Zufahrt Frie-
densstraße wird es sich um einen privaten Zugang handeln, der selbstverständlich überbaut werden kann, so wie das jetzt 
der Fall ist.  
 
Verkehr:  
Eine Erschließung des gesamten Baugeländes – Wohnbereiche und Kita - über lediglich eine Zufahrt ist aus verkehrstech-
nischer Sicht sowohl von der Laachgasse als auch von der oberen Germanusstraße abwickelbar. Dennoch wurde eine 
zentralisierte Erschließung aus der Bewohnerschaft heftig abgelehnt. Die Erschließung von drei Seiten verteilt die Verkehre 
gleichmäßig, wodurch die Verkehre nicht größer werden. Die Anzahl der PKW-Fahrten bleibt gleich. Je nachdem aus wel-
cher Richtung die Anfahrt ist, kann der Weg zu den Clustern kurzer oder länger sein, was bei einer zentralen Zufahrt ebenso 
der Fall ist. Hinzukommt, dass bei einer Zufahrt eine flächenintensive Wendeanlage innerhalb des Baugeländes notwendig 
würde, was zu mehr Versiegelung führen würde.   
Bei einer Verschiebung der südlichen Zufahrt an der Laachgasse - wie in der Eingabe vorgeschlagen – würde bestehende 
Parkflächen in Anspruch genommen werden müssen. Auch wird bei der Parkerneuerung genau dort ein Fußweg mit beglei-
tendem Grün angelegt. 
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Die Parkplätze im Bereich der oberen Germanusstraße sind nicht Bestandteil des Ausbaus des Kirchenplatzes. Die Fläche 
ist nur provisorisch für das Parken hergerichtet. Im Rahmen des Ausbaus der Zufahrt zum mittleren Cluster und der daran 
geplanten Parkplätze wird die Fläche insgesamt konkret geplant und ausgebaut. 
 
Die Neubauentwicklung ist Teil des Integrierten Handlungskonzeptes Haarens. Ziel von integrierten Handlungskonzepten ist 
es, nur Maßnahmen zu begünstigen, wenn diese in einem Gesamtkonzept eingebettet sind. Damit soll sichergestellt wer-
den, dass Einzelmaßnahmen wirksamer sind, als wenn diese ohne Zusammenhang stehen. Die Neubauentwicklung ist 
ohne der Attraktivierung der Ortsmitte, sowohl des öffentlichen Raumes als auch der Grünräume zu sehen. Im Zusammen-
spiel der Maßnahmen soll ein Lebensraum entstehen, bei dem die Versorgung jeglicher Art im nahen Umfeld des Wohnens 
eine wichtige Rolle spielt, um dadurch Verkehre zu vermeiden.   
 
 
Soziales, Jugend- und Familienfreundlichkeit: 
Die Einbindung des Gartengelände in das Planverfahren wurde öffentlich bekanntgemacht. Durch die frühzeitige Beteiligung 
im Jahr 2017 wurde die Planung öffentlich zugänglich. Es wurde auch keine konkrete Forderung für den Erhalt des Pacht-
landes im Rahmen der Beteiligung vorgetragen. Im Bebauungsplanverfahren sind die privaten und öffentlichen Belange 
untereinander und gegeneinander abzuwägen. Die Pächter mit ihren Familien von 3 Gärten verlieren ihren persönlichen 
Erholungsort. Demgegenüber steht die Versorgung mit Wohnraum für Familien und Senioren inklusive einer Kindertages-
stätte in einer integrierten Lage. Auch wenn der persönliche Wert der Gartenfläche für die Betroffenen sehr hoch ist, ist 
dieser gegenüber der Daseinsvorsorge von ca. 100 Personen von größerem Belang. 
 
Klimacheck:  
Mit Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine Bebauung des Plangebietes als städtebauliches Ziel beschlossen. Im 
Rahmen des Planverfahrens werden die Auswirkungen der Bebauung untersucht und unter Berücksichtigung allgemeinen 
Anforderungen, wie gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse (siehe Auflistung unter § 1(6) BauGB) untereinander und ge-
geneinander abgewogen. Der Ausgangspunkt der Betrachtung ist die Bebauung und nicht die „Nichtbebauung“. Die Check-
liste ist nicht mit einem Umweltbericht zu vergleichen, indem die Schutzgüter und ihre Bewertung bundesweit festgelegt 
sind, so auch die Eingriffs-Ausgleichsregelung.  
Bei der Klimacheckliste handelt es sich um eine Methode, die in der Fachverwaltung entwickelt wurde, um die vielfältigen 
und komplexen Auswirkungen einer Bebauung auf Klimaschutz und Klimaanpassung zu erfassen. Es kann sich hier nur um 
einen Versuch handelt die Klimaauswirkungen zu bewerten. Dennoch wird der Checkliste im Teil 1 überarbeitet, um die 
Einwirkungen stärker darzustellen. 
 
Verfahren:  
Die Eingaben zu der Planung aus 2017 bezogen sich wenig auf die konkreten Planvarianten. Es wurde eine Bebauung 
generell in Frage gestellt, weil die Umweltbelastungen zu groß und die Grünflächen zu klein sind. Die Abwägung auf prinzi-
pielle Bebaubarkeit ist daher auch nach 6 Jahren relevant und ist im Bauleitplanverfahren zu behandeln. Aufgrund dieser 
Eingaben wurden die Bebauung und ihre Erschließung komplett überarbeitet. Im Dokument Abwägung der Öffentlichkeit 
werden die Eingaben eingescannt, damit die politischen Vertretungen den genauen Wortlaut der Bevölkerung nachlesen 
können. Ziel ist es den Vorgang der Abwägung transparent zu machen, was durch die Art und Form und der Zugänglichkeit 
der Dokumente erfüllt wird.  
 
- Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. Die Hinweise zur Klimacheckliste werden aufgegriffen und diese 
wird überarbeitet. 


